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Allgemeine Bedingungen für den Gasnetzzugang 

der 
Stadtwerke Bliestal GmbH 

 
 
1. Begriffe 
 
1.1 Kapazität 

Kapazität im Sinne dieses Vertrages wird in der Maßeinheit kWh/h ausgedrückt. 
 
1.2 Gasverteilnetz 

Gasverteilnetz im Sinne dieses Vertrages ist das Gasverteilnetz einschließlich sämtlicher 
notwendiger sonstiger Betriebesmittel. Es dient der Verteilung von Gas, um die Versorgung von 
Letztverbrauchern zu ermöglichen. 

 
1.3 Gas 

Gas im Sinne dieses Vertrages sind die Gase der 2. Gasfamilie nach den „Technischen Regeln 
des DVGW e.V. für die Gasbeschaffenheit, DVGW-Arbeitsblatt G 260“ in der aktuellen 
Fassung. 

 
1.4 All-inclusive-Vertrag 

All-inclusive-Vertrag im Sinne dieser Regelungen ist ein Gaslieferungsvertrag zwischen dem 
Transportkunden und einem Letztverbraucher, in dem Gaslieferung und Netznutzung 
integrierte Vertragsbestandteile sind. 

 
2. Netzzugangsmodelle 
 
2.1 Netzzugang durch den Transportkunden 

Bei Vorliegen eines All-inclusive-Vertrages hat der Transportkunde mit dem 
Ausspeisenetzbetreiber die Leistung „Netznutzung“ einschließlich der Zurverfügungstellung des 
Gasverteilnetzes zum Zwecke der Belieferung des Letztverbrauchers vertraglich zu regeln. Der 
Transportkunde schuldet in diesem Fall dem Ausspeisenetzbetreiber die anfallenden 
Netzentgelte. 

 
2.2 Netzzugang durch den Letztverbraucher 

Erbringt der Transportkunde dem Letztverbraucher gegenüber ausschließlich die Leistung 
„Gaslieferung“, bedarf es einer besonderen Vereinbarung über die Leistung „Netzzugang“ 
zwischen Letztverbraucher und Ausspeisenetzbetreiber für die betreffende Entnahmestelle. 
 
In diesem Fall schuldet der Letztverbraucher die Netzentgelte dem Ausspeisenetzbetreiber. 
Diese Letztverbraucher sind bei der Anmeldung gesondert zu kennzeichnen. 

 
3. Geltungsbereich 
 
3.1 Für diesen Vertrag gelten die Netzzugangsbedingungen gemäß „Vereinbarung über die 

Kooperation gemäß § 20 Abs. 1 B) EnWG zwischen den Betreibern von in Deutschland 
gelegenen Gasversorgungsnetzen“ (im Folgenden Netzzugangsbedingungen (NZB) genannt), 
sofern sich aus diesen „Allgemeinen Bedingungen für den Gasnetzzugang“ nichts anderes 
ergibt. Weiterhin gelten die „Technischen Regeln G 685“ des DVGW. 
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3.2 Die Netzzugangsbedingungen sind auf der Internetseite des Ausspeisenetzbetreibers 

veröffentlicht. 
 
Im Rahmen der vorgenannten Netzzugangsbedingungen bezeichnet: 
 
- Stadtwerke Bliestal GmbH:  den Ausspeisenetzbetreiber 
- www.stadtwerke-bliestal.de:   die Internetseite des Ausspeisenetzbetreibers 
- Marktgebiet E.ON:   das Marktgebiet, denen das Gasverteilnetz des  

     Ausspeisenetzbetreibers zugeordnet ist. 
 
4. Verbindliche Anfragen auf Vorhalteleistung 
 
4.1 Verbindliche Anfragen gemäß § 5 NZB KOV III auf Vorhalteleistung an Entnahmestellen zu 

Letztverbrauchern für Neuanlagen oder Kapazitätserweiterungen erfolgen ausschließlich bei 
Verwendung des Formulars „Verbindliche Kapazitätsanfrage Netzzugang/Gas“. Das Formular 
ist auf der Internetseite des Ausspeisenetzbetreibers verfügbar. 

 
4.2 Der Ausspeisevertrag kommt ausschließlich über den Lieferantenwechselprozess gemäß § 4 

NZB KOV III zustande. 
 
5. Datenverarbeitung und Informationspflichten 
 
5.1 Die für die Abwicklung des Vertragsverhältnisses erforderlichen Daten werden im Sinne des 

Bundesdatenschutzgesetzes von dem Ausspeisenetzbetreiber verarbeitet und genutzt. Falls 
erforderlich, werden Daten an die an der Abwicklung des Vertragsverhältnisses beteiligten 
Unternehmen weitergegeben. 

 
5.2 Der Transportkunde ist verpflichtet, bei Firmensitzverlegung oder bei Rechtsnachfolge durch 

ein anderes Unternehmen den Ausspeisenetzbetreiber über diesen Sachverhalt binnen 14 
Tagen nach Eintreten des jeweiligen Ereignisses zu informieren. 

 
6. Haftung 
 
6.1 Die Haftung für Schäden aus Unterbrechungen oder Unregelmäßigkeiten der Gasbelieferung, 

der Anschlussnutzung beziehungsweise des Netzzugangs ist dem Grund und der Höhe nach 
gemäß § 54 NZB KOV III begrenzt. 

 
6.2 Im Übrigen haftet der Ausspeisenetzbetreiber nicht, es sei denn, es handelt sich um einen 

Schaden aus der schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers und der Gesundheit, oder 
der Schaden beruht auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des 
Ausspeisenetzbetreibers oder eines seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen. Die 
Haftung ist ebenso wenig bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten 
ausgeschlossen, bei leichter Fahrlässigkeit jedoch der Höhe nach beschränkt auf die bei 
Vertragsschluss vorhersehbaren vertragstypischen Schäden. Wesentliche Vertragspflichten 
sind solche, deren Erfüllung den Vertrag prägt und auf die der Kunde vertrauen darf. 
Schließlich ist die Haftung nicht ausgeschlossen, wenn und soweit der Ausspeisenetzbetreiber 
eine Beschaffenheitsgarantie abgegeben oder den Mangel arglistig verschwiegen hat. 

 
6.3 Die Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt. 
6.4 Die Ersatzpflicht für Sachschäden nach dem Haftpflichtgesetz wird mit der Ausnahme der 

Regelung in Satz 2 insgesamt ausgeschlossen. Die Ersatzpflicht bei Sachschäden nach § 2 
Haftpflichtgesetz wird nur gegenüber juristischen Personen des öffentlichen Rechts, öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen und Kaufleuten im Rahmen eines zum Betrieb ihres 
Handelsgewerbes gehörenden Vertrages ausgeschlossen. Die Haftung nach dem 
Haftpflichtgesetz für Personenschäden bleibt unberührt. 

http://www.stadtwerke-bliestal.de/
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7. Beendigung des Vertragsverhältnisses 
 

In Ergänzung zu den Regelungen über die Kündigung dieses Ausspeiserahmenvertrages endet 
dieser Vertrag in Bezug auf einzelne Entnahmestellen, sofern der Ausspeisenetzbetreiber 
aufgrund von Änderungen des Netzgebietes (z. B. Eigentumsübertragung) den Netzzugang für 
diese Entnahmestellen nicht mehr gewähren kann. Der Ausspeisenetzbetreiber wird den 
Transportkunden hierüber unterrichten und sich bemühen, einen unterbrechungsfreien 
Gasnetzzugang mit dem neuen Ausspeisenetzbetreiber abzustimmen. 

 
8. Bilanzkreiszuordnung 
 
8.1 Der Transportkunde wird Entnahmestellen nur bei bestehenden Bilanzkreisen im Marktgebiet 

des Bilanzkreisnetzbetreibers anmelden. Voraussetzung für das Bestehen eines Bilanzkreises 
ist der Abschluss und das Bestehen eines Bilanzkreisvertrages zwischen dem 
Bilanzkreisnetzbetreiber und dem Bilanzkreisverantwortlichen. Ist der Transportkunde bei 
einem Bilanzkreis nicht zugleich Bilanzkreisverantwortlicher, ist Voraussetzung für die 
Anmeldung die schriftliche Zustimmung des aufnehmenden Bilanzkreisverantwortlichens 
gemäß den Regelungen des Bilanzkreisvertrages. 

 
8.2 Im Hinblick auf die Bilanzkreisabrechnung gem. § 21 Abs. 2 KOV III sind die seitens des 

Ausspeisenetzbetreibers gegenüber dem Bilanzkreisnetzbetreiber gemeldeten Werte der 
Gasmengen für Ein- und Ausspeisepunkt ab dem 29. Werktag (montags bis freitags, außer den 
gesetzlichen Feiertagen) nach dem Ende des jeweiligen Abrechnungsmonats endgültig. 

 
Eine Korrektur der Zeitreihen oder deren Allokation findet im Rahmen der 
Bilanzkreisabwicklung danach nicht mehr statt. Entsprechendes gilt für das Rechtsverhältnis 
zwischen Ausspeisenetzbetreiber und Transportkunde im Rahmen dieses 
Netzzugangsvertrages. 

 
8.3 Sollte sich die Notwendigkeit einer Korrektur der Zeitreihen oder der Allokation ergeben, 

nachdem die Bilanzkreisabrechnung erfolgt ist, so werden die sich hieraus ergebenden 
wirtschaftlichen Vor- und Nachteile finanziell ausgeglichen. Der Transportkunde, der zugleich 
Bilanzkreisverantwortlicher ist, verpflichtet sich, diesen Ausgleich mit dem 
Bilanzkreisverantwortlichen vorzunehmen, dessen Bilanzkreis durch die Korrektur be- oder 
entlastet wurde. Entsprechendes gilt, sofern der Ausspeisenetzbetreiber durch eine zu 
korrigierende Zeitreihe oder Allokation von Mengen selbst betroffen ist. In diesem Fall erfolgt 
ebenfalls der Ausgleich in Form eines Wertersatzes. Die Wertbestimmung erfolgt im zuletzt 
genannten Fall nach den Preisen für Ausgleichsenergie des jeweiligen 
Bilanzkreisnetzbetreibers. 

 
Für den Fall, dass der Transportkunde nicht zugleich der Bilanzkreisverantwortliche ist, wird der 
Transportkunde mit dem Bilanzkreisverantwortlichen die erforderlichen Regelungen für den 
oben beschriebenen wirtschaftlichen Ausgleich bilateral treffen. 
Sollte der Ausspeisenetzbetreiber selbst von dem finanziellen Ausgleich betroffen sein und der 
Bilanzkreisverantwortliche nicht zu einem wirtschaftlichen Ausgleich bereit sein, ist der 
Transportkunde gegenüber dem Ausspeisenetzbetreiber verpflichtet, den Ausgleich 
vorzunehmen. 
 
Der Ausspeisenetzbetreiber verpflichtet sich in allen Fällen einer wirtschaftlichen Korrektur der 
endgültigen Bilanzkreisabrechnung erforderliche Informationen, insbesondere die übermittelten 
Werte, nach Entnahmestellen detailliert zur Verfügung zu stellen. 
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9. Lieferantenwechsel 
 
9.1 Der Lieferantenwechsel wird gemäß § 4 NZB KOV III durchgeführt. Es gelten die 

Bestimmungen der Festlegung der Geschäftsprozesse Lieferantenwechsel Gas (GeLi Gas) der 
Bundesnetzagentur vom 20.08.2007 (Az. BK 7-06-067). 

 
9.2 Der Transportkunde ist verpflichtet, ihm übersandte Bestandslisten unverzüglich zu prüfen und 

einen ggf. bestehenden Änderungsbedarf über den Prozess „Stammdatenänderung“ gem. GeLi 
Gas fristgerecht mitzuteilen. 

 
9.3 Zur Durchführung des Lieferantenwechsels in Verbindung mit einem Wechsel des 

Marktgebietes gilt unbeschadet des § 9 Abs. 7 GasNZV und in Ergänzung zur Festlegung der 
Geschäftsprozesse Lieferantenwechsel Gas (GeLi Gas) der Bundesnetzagentur vom 
20.08.2007 (Az. BK 7-06-067) Folgendes: 
 
- Der Lieferantenwechsel erfolgt durch Anmeldung der Entnahmestelle auf dem in GeLi Gas 

beschriebenen Weg unter Angabe des gewählten Marktgebietes. Bei der Auswahl des 
Marktgebietes sind Zuordnungsbeschränkungen zu beachten. Die 
Zuordnungsbeschränkungen werden auf Anforderung zur Verfügung gestellt.  

 
- Wenn der neue Transportkunde die Anforderungen der §§ 50, 51 NZB KOV III erfüllt, 

veranlasst der Ausspeisenetzbetreiber zunächst eine Kapazitätsprüfung durch die 
vorgelagerten Netzbetreiber. 

 
- Steht die benötigte Kapazität in den vorgelagerten Netzen zur Verfügung, schließt der 

Ausspeisenetzbetreiber mit dem neuen Transportkunden einen Ausspeisevertrag für das 
neue Marktgebiet über die der bisherigen Belieferung zugrunde liegende Kapazität bzw. 
Vorhalteleistung. 

 
- Steht die benötigte Kapazität in einem der vorgelagerten Netze nicht zur Verfügung oder ist 

eine entsprechende Klärung im Rahmen der Fristen des Lieferantenwechsels nicht möglich, 
so kann der Marktgebietswechsel nicht erfolgen. Es tritt dann eine der folgenden Optionen 
ein: 
a) Der Lieferantenwechsel wird ohne Marktgebietswechsel durchgeführt. Der 

Ausspeisenetzbetreiber schließt mit dem neuen Transportkunden einen 
Ausspeisevertrag für das bisherige Marktgebiet über die der bisherigen Belieferung zu 
Grunde liegende Kapazität bzw. Vorhalteleistung. 

b) Der neue Transportkunde storniert die Anmeldung der Entnahmestelle. Der 
Ausspeisenetzbetreiber schließt mit dem neuen Transportkunden keinen 
Ausspeisevertrag. 

 
Die Wahl zwischen diesen beiden Optionen für den Fall, dass ein Marktgebietswechsel 
nicht möglich ist, trifft der neue Transportkunde bereits mit der Anmeldung der 
Entnahmestelle. 

 
- Der neue Transportkunde teilt dem Ausspeisenetzbetreiber die für Abschluss und 

Abwicklung des Ausspeisevertrages erforderlichen Informationen entsprechend § 37 Abs. 4 
GasNZV mit. 
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10. Abrechnungszählung 
 
10.1 Allgemeines 
 

Voraussetzungen für eine registrierende Lastgangmessung auf Wunsch des Transportkunden 
und des Anschlussnutzers bei einer jährlichen Entnahme von weniger als 1.500.000 kWh sind: 
 

1. Ein schriftliches Verlangen von Anschlussnutzer und Transportkunde; 
2. Ein zur Übermittlung der Zählwerte erforderlicher dauerhafter 

Telekommunikationsanschluss. 
 

Die Kosten des Umbaus einer Standardlastprofilzählung in eine registrierende 
Lastgangmessung im zuvor beschriebenen Fall trägt der Transportkunde. 

 
10.2 Entnahmestelle ohne Lastgangmessung 
 

Bei Entnahmestellen ohne Lastgangmessung erfolgt die Erfassung der entnommenen 
Gasmenge durch eine Messeinrichtung mit Registrierung der kumulierten Gasmenge. Der 
Ausspeisenetzbetreiber stellt die für die Abrechnung relevanten Zählwerte mittels einer 
stichtagsbezogenen Ablesung einmal jährlich fest. Ergänzend stellt der Ausspeisenetzbetreiber 
den für die Abrechnung relevanten Brennwert fest. 
 
Der Ausspeisenetzbetreiber wird auf Basis des Ergebnisses der stichtagsbezogenen Ablesung 
die Vorgabe des geschätzten Jahresverbrauchs anpassen. 
 
Der Ausspeisenetzbetreiber ist berechtigt, den Verbrauch des Letztabnehmers im Wege der 
rechnerischen Abgrenzung zu ermitteln oder diesen auf Basis der letzten Ablesung zu 
schätzen. Hierbei sind die tatsächlichen Verhältnisse angemessen zu berücksichtigen. 

 
10.3 Entnahmestellen mit Lastgangmessung 
 

Bei Entnahmestellen mit Lastgangmessung erfolgt die Erfassung der entnommenen Gasmenge 
durch Messeinrichtungen mit fortlaufender Registrierung der 1-h-Mittelwerte der 
Gasdurchflussmenge (registrierende Leistungsmessung). 
 
Die fernausgelesenen 1-h-Mittelwerte der Entnahmestelle bilden die Basis der Abrechnung 
zwischen Ausspeisenetzbetreiber und Transportkunden. Diese stellt der 
Ausspeisenetzbetreiber dem Transportkunden zu Abrechnungszwecken zur Verfügung. 
 
Der Ausspeisenetzbetreiber kann einmal jährlich eine Kontrollablesung des Zählerstandes der 
Messeinrichtung durch einen Beauftragten veranlassen. Liegt die Differenz zwischen dem sich 
aus der Kontrollablesung und dem sich aus den fernabgelesenen Werten ergebenden 
Zählerstand innerhalb der Verkehrsfehlergrenze, ist diese Differenz für die Abrechnung ohne 
Belang. Andernfalls erfolgt eine Prüfung der Messeinrichtung. Die Kosten der Prüfung trägt der 
Ausspeisenetzbetreiber. 
 
Soweit eine Messung noch nicht betriebsbereit installiert ist, gilt Folgendes: 
 
Der Lastgang wird durch ein Standard-Lastprofil nachgebildet, das vom Ausspeisenetzbetreiber 
vorgegeben wird. Die voraussichtliche Jahresarbeit wird auf Basis des entsprechenden 
Vorjahreswertes vom Ausspeisenetzbetreiber bestimmt. Steht ein solcher Wert nicht zur 
Verfügung, wird der Ausspeisenetzbetreiber die voraussichtliche jährliche Entnahme auf Basis 
einer Schätzung nach billigem Ermessen festlegen. 
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10.4 Ersatzwerte 
 

Schätzungen gemäß § 41 GasNZV erfolgen entsprechend dem DVGW-Arbeitsblatt 2000. 
 
11. Anwendung von Lastprofilen 
 
11.1 Lastprofilverfahren 
 

Das für das Gasverteilnetz des Ausspeisenetzbetreibers zugrunde gelegte Lastprofilverfahren 
ist in der Anlage 2 „synthetisches Standardlastprofilverfahren“ festgelegt. 

 
11.2 Lastprofilzuordnung 
 

Der Ausspeisenetzbetreiber legt das Lastprofil bei Entnahmestellen ohne Lastgangmessung 
fest. Der Transportkunde ist berechtigt, in begründeten Fällen eine Anpassung der 
Lastprofilzuordnung zu verlangen. Eine Anpassung der Lastprofilzuordnung kann nur zu 
Beginn eines Monats mit einer Ankündigungsfrist von mindestens einem Monat durchgeführt 
werden. 

 
11.3 Änderung der Lastprofile und des Lastprofilverfahrens 
 

Der Ausspeisenetzbetreiber ist berechtigt, das Lastprofilverfahren und/oder die einzelnen 
Lastprofile zu ändern, wenn dies erforderlich oder zweckmäßig ist. Der Ausspeisenetzbetreiber 
wird dem Transportkunden eine Änderung des Lastprofilverfahrens mit einer Frist von einem 
Monat und eine Änderung der einzelnen Lastprofile und der zugehörigen 
Bestimmungsparameter mit einer Frist von ebenfalls einem Monat zum Ende eines Monats 
schriftlich mitteilen. 

 
12. Bonitätsprüfung und Sicherheitsleistung 
 

Zur Durchführung eines Bonitätsprüfungsverfahrens und zur Erbringung einer 
Sicherheitsleistung gelten die Regelungen gemäß § 50 NZB KOV III. 


